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Präsidentin Dr. Andrea Eder-Gitschthaler: Vielen Dank, Frau Ministerin. 

Ich begrüße ganz herzlich Bildungsminister Dr. Heinz Faßmann, der zwischenzeitig auf 

der Regierungsbank Platz genommen hat. (Allgemeiner Beifall.) 

Weitere Wortmeldungen liegen dazu nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? – Das ist nicht der Fall. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung, die über die gegenständlichen Tagesordnungspunkte 

getrennt erfolgt. – Bitte bleiben Sie auf Ihren Plätzen! (Allgemeine Heiterkeit.) 

Ich gebe bekannt, dass der Herr Schriftführer und ich natürlich auch von unserem 

Stimmrecht Gebrauch machen werden. 

Zunächst gelangen wir zur Abstimmung über den Beschluss des Nationalrates vom 

10. Dezember 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Audiovisuelle Medien-

dienste-Gesetz und weitere Gesetze geändert werden. 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundesräte, die dem Antrag zustimmen, gegen 

den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben, um ein 

Handzeichen. – Das ist die Stimmenmehrheit. Der Antrag ist somit angenommen. 

Es liegt ein Antrag der Bundesräte Dr. Karl-Arthur Arlamovsky, Eva Prischl, Markus 

Leinfellner, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend 

„drastische Reduzierung der Summe für die momentan ausgeschriebenen 

Rahmenvereinbarungen Mediaagenturleistungen Bund und Kreativagenturleistungen 

Bund“ vor. Ich lasse über diesen Entschließungsantrag abstimmen. 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundesräte, die diesem Entschließungsantrag 

zustimmen, um ein Handzeichen. – Das ist die Stimmenminderheit. Der Antrag auf 

Fassung der gegenständlichen Entschließung ist somit abgelehnt. 

Weiters gelangen wir zur Abstimmung über den Beschluss des Nationalrates vom 

10. Dezember 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Parteiengesetz 2012 

und weitere Gesetze geändert werden. 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundesräte, die dem Antrag zustimmen, gegen 

den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben, um ein 

Handzeichen. – Das ist die Stimmenmehrheit. Der Antrag ist somit angenommen. 

Weiters gelangen wir zur Abstimmung über den Beschluss des Nationalrates vom 

10. Dezember 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungs-

gesetz, das Verwaltungsrechtliche COVID-19-Begleitgesetz und das Verwaltungsge-

richtshofgesetz 1985 geändert werden. 
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Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundesräte, die dem Antrag zustimmen, gegen 

den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben, um ein 

Handzeichen. – Das ist die Stimmenmehrheit. Der Antrag ist somit angenommen. 

Schließlich gelangen wir zur Abstimmung über den Beschluss des Nationalrates vom 

10. Dezember 2020 betreffend ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem das COVID-19-

Begleitgesetz Vergabe geändert wird. 

Dieser Beschluss ist ein Fall des Art. 44 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz und bedarf 

daher der in Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder und mit einer Mehr-

heit von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen zu erteilenden 

Zustimmung des Bundesrates. 

Ich stelle zunächst die für die Abstimmung erforderliche Anwesenheit der Mitglieder 

des Bundesrates fest. 

Wir gelangen zuerst zur Abstimmung, gegen den vorliegenden Beschluss des 

Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundesräte, die dem Antrag zustimmen, gegen 

den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben, um ein 

Handzeichen. – Das ist die Stimmenmehrheit. Der Antrag, keinen Einspruch zu erhe-

ben, ist somit angenommen.  

Nunmehr lasse ich über den Antrag abstimmen, dem vorliegenden Beschluss des Na-

tionalrates gemäß Art. 44 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz die verfassungsmäßige 

Zustimmung zu erteilen. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, die diesem Antrag zustimmen, um ein 

Handzeichen. – Das ist ebenfalls die Stimmenmehrheit. Der gegenständliche Antrag 

ist somit unter Berücksichtigung der besonderen Beschlusserfordernisse 

angenommen. 

 


